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Das Europäische Parlament (EP) hat seine Position zum geplanten System der Überprüfung und Vorabgenehmigung für ökologi-

scheWerbeaussagen festgelegt, um die Bürger vor irreführenderWerbung zu schützen (vgl. PM EP vom 12.3.2024). Die Richtlinie

über ökologische Werbeaussagen würde Unternehmen verpflichten, Nachweise für ihre ökologischen Werbeaussagen vorzule-

gen, bevor sie Waren als „biologisch abbaubar“, „umweltfreundlich“, „wassersparend“ oder mit „biobasiert “ bewerben. Die EU-

Ländermüssten Gutachter damit beauftragen, die Verwendung solcher Angaben vorab zu genehmigen, umdie Käufer vor unbe-

gründeter und zweideutiger Werbung zu schützen. Das EP möchte, dass die Angaben und ihre Nachweise innerhalb von 30 Ta-

gen überprüft werden, doch könnten einfachere Angaben und Erzeugnisse schneller überprüft werden. Kleinstunternehmen

würden nicht unter die neuen Vorschriften fallen, und KMU hätten im Vergleich zu größeren Unternehmen ein zusätzliches Jahr

Zeit, um die Vorschriften einzuhalten. Unternehmen, die gegen die Vorschriften verstoßen, müssten mit Sanktionen rechnen,

z. B. könnten sie vorübergehend von öffentlichen Ausschreibungen ausgeschlossen werden, Einnahmeverluste erleiden undmit

Geldstrafen vonmindestens 4 % ihres Jahresumsatzes rechnen. Umweltbezogene Angaben, die ausschließlich auf Emissionsaus-

gleichssystemen beruhen, blieben verboten. Unternehmen könnten jedoch klimabezogene Ausgleichs- und Emissionsminde-

rungsansprüche auf der Grundlage von CO2-Gutschriften in ihrer Werbung erwähnen, wenn sie ihre Emissionen bereits so weit

wie möglich reduziert haben und diese Systeme nur für Restemissionen nutzen. Die CO2-Gutschriften der Systeme müssten zer-

tifiziert und von hoher Integrität sein, wie z. B. gemäß dem Rahmen für die Zertifizierung von CO2-Entnahmen („Carbon Remo-

vals Certification Framework“). Das EP beschloss außerdem, dass Umweltaussagen über Produkte, die gefährliche Stoffe enthal-

ten, vorerst weiterhin möglich sein sollten, die Kommission jedoch in naher Zukunft ein vollständiges Verbot erwägen sollte. Das

EP hat seinen Standpunkt in erster Lesung mit 467 Stimmen gegen 65 Stimmen und 74 Enthaltungen angenommen. Das Ver-

fahrenmuss nun vom neuen EP nach der Europawahl am 9.6.2024weiterverfolgt werden.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Justizielle Zusammenarbeit inZivilsa-

chen (hier: unzulässigeAbschalteinrichtung)

Art. 7 Nr. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012

des Europäischen Parlaments und des Rates über

die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerken-

nung und Vollstreckung von Entscheidungen in

Zivil- und Handelssachen ist dahin auszulegen,

dass sich in einem Fall, in dem ein Fahrzeug, das

von seinem Hersteller in einem ersten Mitglied-

staat mit einer unzulässigen Abschalteinrichtung

ausgerüstet worden sein soll, die die Wirkung

von Emissionskontrollsystemen verringert, Ge-

genstand eines in einem zweiten Mitgliedstaat

abgeschlossenen Kaufvertrags war und dem Er-

werber in einem dritten Mitgliedstaat übergeben

wurde, der Ort der Verwirklichung des Schadens-

erfolgs im Sinne dieser Bestimmung im letztge-

nanntenMitgliedstaat befindet.

EuGH, Urteil vom 22.2.2024 – C-81/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-641-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Beweiskraft einer qualifizierten

elektronischen Signatur

Art. 25 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des

Europäischen Parlaments und des Rates vom

23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung

und Vertrauensdienste für elektronische Transak-

tionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der

Richtlinie 1999/93/EG ist dahin auszulegen, dass

die Gerichte der Mitgliedstaaten bei Vorliegen

der Voraussetzungen von Art. 3 Nr. 12 dieser

Verordnung verpflichtet sind, im Rahmen des-

sen, was die einschlägigen nationalen Rechts-

vorschriften für die handschriftliche Unterschrift

vorsehen, der qualifizierten elektronischen Sig-

natur die gleiche Beweiskraft wie der hand-

schriftlichen Unterschrift zuzuerkennen.

EuGH, Urteil vom 29.2.2024 – C-466/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-641-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Keine Ergänzung eines beschlussun-

fähigen Aufsichtsrats (hier: dauerhaft

boykottierendes Aufsichtsratsmitglied)

Ein Aufsichtsrat, der wegen eines dauerhaft boy-

kottierenden Aufsichtsratsmitglieds beschluss-

unfähig ist, kann nicht entsprechend § 104

Abs. 1 Satz 1 AktG ergänzt werden.

BGH, Beschluss vom 9.1.2024 – II ZB 20/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-641-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Mittelbare Gläubigerbenachteiligung

durch Zahlung von Einfuhrumsatzsteuer

InsO§ 129Abs. 1;UStG§ 15Abs. 1Nr. 2,§ 17Abs. 3

Der Annahme einer mittelbaren Gläubigerbe-

nachteiligung durch die Zahlung von Einfuhr-

umsatzsteuer stehen weder das von der Entste-

hung der Steuer abhängige Recht zum Vorsteu-

erabzug noch eine (unterstellte) Pflicht zur

Berichtigung des getätigten Vorsteuerabzugs

entgegen.

COVInsAG aF § 2 Abs. 1 Nr. 4

Die Vorschrift ist nicht auf Rechtshandlungen

anwendbar, die Deckung für Forderungen aus

einem Steuerschuldverhältnis gewährt haben.

BGH, Urteil vom 8.2.2024 – IX ZR 194/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-641-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Widerrufsinformationen in mit einem

Kfz-Kaufvertrag verbundenen Verbraucher-

darlehensvertrag ordnungsgemäß

a) Eine richtlinienkonforme Auslegung der in

Art. 247§ 6Abs. 2Satz3EGBGBangeordnetenGe-

setzlichkeitsfiktion scheidet angesichts des ein-

deutigen Gesetzeswortlauts auch bei einemAllge-

mein-Verbraucherdarlehensvertrag im Anwen-

dungsbereich der Richtlinie 2008/48/EG des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 23. April

2008 über Verbraucherkreditverträge und zur Auf-

hebung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates (ABl.

2008, L 133, S. 66, berichtigt in ABl. 2009, L 207,

S. 14, ABl. 2010, L 199, S. 40 und ABl. 2011, L 234,

S. 46; im Folgenden: Verbraucherkreditrichtlinie)

aus (Bestätigung von Senatsbeschluss vom

31. März 2020 – XI ZR 198/19, WM 2020, 838

Rn. 11).

b) Bei einem Allgemein-Verbraucherdarlehens-

vertrag im Anwendungsbereich der Verbrau-

cherkreditrichtlinie muss nach § 492 Abs. 2 BGB

i. V. m. Art. 247 § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. § 3

Abs. 1 Nr. 2 EGBGB gegebenenfalls klar und ver-

ständlich angegeben werden, dass es sich um ei-

nen verbundenen Darlehensvertrag handelt und

dass dieser Vertrag als befristeter Vertrag ge-

schlossen worden ist.

c) Bei einem Allgemein-Verbraucherdarlehens-

vertrag im Anwendungsbereich der Verbraucher-

kreditrichtlinie beginnt die Widerrufsfrist im Falle

einer unvollständigen oder fehlerhaften Informa-

tion nach § 356b Abs. 2 Satz 1 i. V. m. § 492

Abs. 2 BGBnur zu laufen,wenndieUnvollständig-

keit oder Fehlerhaftigkeit dieser Information

nichtgeeignet ist, sichaufdieBefähigungdesVer-

brauchers, den Umfang seiner aus dem Darle-
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